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Hubert Höping

Teure 
Gemeinschaft

W ieder einmal befinden sich 
die EG, insbesondere ihr 

Agrarmarkt in einem jener Tiefs, 
wie sie nach Höhepunkten wie 
den Gipfeltreffen in Den Haag 
1969 und in Paris 1972 mit ihren 
Visionen und Absichtserklärun­
gen zu Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion, Regionalem Ent­
wicklungsfonds, EG-Sozialfonds 
usw. offensichtlich unvermeidlich 
sind. Dieses Mal handelt es sich 
wie so oft um das liebe Geld, 
und wie bei der Energiekrise be­
kommt man wiederum den Ein­
druck, daß es sich bei der EG 
lediglich um eine Schönwetter­
gemeinschaft handelt.

Um was geht es nun bei dem, 
was die Financial Times „Storm 
in the wrong tea cup" nennt? 
Die EG-Kommission hatte ur­
sprünglich einen Haushaltsent­
wurf für 1976 vorgelegt, der eine 
Steigerung gegenüber 1975 um 
rd. 29 %  auf 29 Mrd. DM (etwa 
8 Mrd. RE) vorsah. Bundeskanz­
ler Schmidt, der von einer „enor­
men Fehlleitung von Ressour­
cen“ sprach, stand mit seiner 
Kritik im Kreise der anderen Re­
gierungschefs keineswegs allein. 
Allgemein wurde der Budgetvor­
anschlag als überhöht angese­
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hen. Der deutsche Vorschlag, 
3,3 Mrd. DM zu streichen, ging 
zwar nicht durch, doch fielen dem 
Rotstift 2,14 Mrd. DM zum Opfer. 
Weitere Einsparungen im Bereich 
der Agrarpolitik in Höhe von 1,4 
Mrd. DM konnte Bonn jedoch 
nicht durchsetzen — zum Ärger 
des Bundeskanzlers, der das 
ganze System mit seinen Über­
schüssen, die dann zu Schleuder­
preisen verramscht werden, zu 
Recht als „schwachsinnig“ emp­
findet.

Der Ärger mit dem gemein­
samen Agrarmarkt ist jedoch seit 
1962, als die Regelungen für 
den europäischen Agrarsektor in 
Kraft traten, vorprogrammiert. Die 
Steuerzahler kommen zunächst 
für hohe Garantiepreise von 
Agrarprodukten auf. Die dadurch 
ausgelöste Überproduktion muß 
dann auf Kosten der Steuerzah­
ler eingelagert werden, die dann 
auch noch dafür zahlen dürfen, 
daß diese Überschüsse zu lächer­
lichen Preisen, z. B. in die Sowjet­
union, exportiert werden — eine 
unheilvolle Folge davon, daß sich 
im System der europäischen 
Landwirtschaft Planwirtschaft und 
freier Markt vermengen. Denn 
trotz der Garantie fester Preise 
erfolgt keinerlei Koordinierung 
der Anbaupläne, die geeignet 
wäre, die Überproduktion zu 
stoppen.

Die Verteidiger des gemein­
samen Agrarmarktes ihrerseits 
betonen die Sicherung der Nah­
rungsmittelversorgung bei unsi­
cheren Weltmärkten. Zudem wä­
ren unerwünschte Überschüsse 
keine Erfindung der EG. Gegen­
wärtig gäbe es in der ganzen 
Welt einen Rinderberg, der aber 
bald wieder einer Knappheit wei­
chen könne, und jahrelang habe 
die US-Regierung die Erzeugung 
von viel zu hohen Weizenüber­
schüssen ermutigt. Nach dieser 
Ansicht würde es also, unab­
hängig von einem gemeinsamen 
Agrarmarkt, so oder so bei den 
„Neun“ Nahrungsmittelberge ge­
ben. Außerdem zeigten die Ent­
wicklungen z. B. bei Getreide und 
Zucker, wie schnell sich die Ver­
hältnisse auf den Weltmärkten 
ändern könnten. Und wenn es

keinen gemeinsamen Agrarmarkt 
mit seinem Subventionssystem 
mehr gäbe, müßten die einzel­
nen Staaten die Defizite über den 
eigenen Haushalt ausgleichen.

Dies dürfte auch einer der 
Hauptgründe für die Einheits­
front gegen die deutsche Haltung 
sein. Die übrigen EG-Regierun- 
gen betrachten Bonns Sparan- 
träge als einen Versuch, eine Re­
form der bisherigen Agrarpolitik 
über die Haushaltspolitik zu er­
zwingen. Eine Reform kann aber 
nur über politische Beschlüsse 
erreicht werden, da Streichun­
gen beim Agrarfonds einen 
Eingriff in bestehende Rechts­
verpflichtungen darstellen und 
eine vorherige Änderung der 
Marktordnungen erfordern. Mit 
Sicherheit haben die Bonner Po­
litiker diese Reaktion vorher ein­
kalkuliert, wollten aber Signale 
setzen, die auf die Notwendigkeit 
baldiger Reformen hinweisen. 
Ironischerweise haben sie aber 
zunächst erreicht, daß der Anteil 
der dem Agrarfonds zufließen­
den Mittel am Gesamtbudget 
sich zum Nachteil z. B. von Re­
gionalfonds und Sozialfonds er­
höhte.

Die Debatte endete mit einem 
einstimmig angenommenen lu­
xemburgischen Kompromißvor­
schlag, der bis zur endgültigen 
Budgetverabschiedung im De­
zember eine Überprüfung von 
möglichen zusätzlichen Einspa­
rungen und Verbesserungen der 
Gemeinschaftspolitiken vorsieht. 
Die Ausgabenpolitik der Kommis­
sion soll zudem in Zukunft stär­
ker kontrolliert werden. Ob dies 
nun nach Wilsons Intentionen 
durch einen Rechnungsprüfungs­
ausschuß oder nach Schmidts 
Vorstellungen durch einen Spar- 
kommissar geschieht, bleibt ab­
zuwarten.

Eines steht jedoch fest: Eine 
grundsätzliche Opposition gegen 
jede Erhöhung des EG-Haushal- 
tes würde als statisches Konzept 
einen weiteren Fortschritt der 
Gemeinschaft verhindern, und 
das gerade in den Sektoren, die 
schon jetzt betroffen werden und 
die letztlich ihren eigentlichen 
Sinn ausmachen.
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